




























am aktuellen ranD  kommentar von markus m. Grabka
Die Sozialversicherung befindet sich in einem ständigen 
  Reformprozess. Nicht zuletzt aufgrund des demographi-
schen Wandels mit einer allgemein steigenden Lebens-
erwartung bei gleichzeitig historisch niedrigen Geburten-
raten sind Veränderungen der Rahmenbedingungen der 
verschiedenen Sicherungssysteme angebracht. Neben der 
Senkung des Leistungsniveaus werden Veränderungen auf 
der Finanzierungsseite ins Spiel gebracht, zum Beispiel in 
Bezug auf die Beitragssätze, die Bemessungsgrundlage – 
sprich welche Einkommenskomponenten zur Finanzierung 
herangezogen werden sollen – und die grundsätzliche 
Frage, ob Teile der Sozialversicherung weiterhin per Umlage-
verfahren finanziert werden sollen oder ob eine Verlagerung 
hin zu einer kapitalgedeckten Vorsorge zu erwägen sei.
Im Bereich der Gesetzlichen Rentenversicherung ist es mit 
der Einführung der so genannten Riesterrente zur einer 
  solchen Verlagerung hin zur kapitalgedeckten privaten 
Form der Alterssicherung – bei gleichzeitiger Reduzie-
rung des Rentenniveaus – gekommen. Mittlerweile ist die 
„Riester  rente“ fast zehn Jahre alt und ein erstes Resümee 
kann gezogen werden. Schaut man sich die Verlautbarun-
gen des Arbeits- und Sozialministeriums an, so gewinnt 
man den Eindruck einer Erfolgsgeschichte, da bisher 
mehr als 14 Millionen Riesterverträge abgeschlossen 
wurden. Jedoch finden sich auch kritische Stimmen, die 
zum   Beispiel auf eine nicht ausreichende Transparenz der 
Kosten der   verschiedenen Verträge hinweisen und eine 
nicht ausreichende Zielgenauigkeit anführen. Verschiedene 
wissenschaftliche Studien deuten darauf hin, dass einkom-
mensschwache Personengruppen diese Form der privaten 
Altersvorsorge unterdurchschnittlich in Anspruch nehmen, 
obwohl diese mit der staatlichen Förderung besondere 
Anreize dazu haben sollten. Einkommensstarke Gruppen 
nehmen dagegen die Riesterrente überdurchschnittlich 
häufig in Anspruch. Kritische Stimmen deuten auch auf das 
Problem von Mitnahmeeffekten hin, bei denen nichtge-
förderte Ersparnisse nur in geförderte Produkte umgeleitet 
werden. Ein Kernproblem der Bewertung der Riesterverträge 
besteht in der Einschätzung der Rendite. Allgemein wird an-
geführt, dass bei einer kapitalgedeckten Finanzierung eine 
höhere Rendite zu erwarten sei als bei der Umlagefinan-
zierung. Die Renditen lassen sich aber letztlich erst in der 
Auszahlungsphase bestimmen, was derzeit praktisch kaum 
vorkommt. Als Zwischenfazit kann aber sicherlich schon 
jetzt festgestellt werden, dass die Renditeversprechungen 
bei Einführung der Riesterrente nicht die Auswirkungen der 
aktuellen Finanzmarkt und Eurokrise antizipieren konnten. 
Dementsprechend dürften die Renditen niedriger ausfallen 
als angenommen. 
Was bedeutet das für die anderen Zweige der Sozialver-
sicherung? Im Bereich der Gesetzlichen Pflegeversicherung 
gibt es Bestrebungen, auch diese weg von der ausschließli-
chen Umlagefinanzierung hin zu einer zumindest teilweisen 
Kapital  deckung weiterzuentwickeln. Im Vorfeld einer sol-
chen Reform werden die Protagonisten von Für und Wider 
bekannte Argumente aufführen, wie sie bereits bei der 
Einführung der Riesterrente galten. Heute sollten jedoch 
die Erfahrungen von zehn Jahren Riesterrente mit in die 
Diskussion einfließen - und die Erfahrungen aus der Finanz-
markt- sowie der aktuellen Eurokrise. Dass eine Reihe von 
Euroländern eventuell in Zahlungsschwierigkeiten kommen 
könnten, in denen auch große Versicherungskonzerne und 
Banken aktiv sind, die kapitalgedeckte Versicherungspro-
dukte anbieten, verdeutlicht die neue Form von Unsicher-
heit auf Kapitalmärkten. Für eine Sozialversicherung, die 
umfassenden Schutz vor Krankheit, Arbeitslosigkeit und 
Pflegebedürftigkeit bieten will, ist finanzielle Verlässlich-
keit elementar. Die Politik sollte daher eine Abkehr von der 
Umlagefinanzierung in der Gesetzlichen Pflegeversicherung 
sehr sorgfältig überdenken.
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